DanzigerDampfboot 


N 17. 


Donnerſtag, den 21. Januar. 
Das „Danziger Dampfboot“ erſcheint 
täglich Nachmittags 5 Uhr, 
mit Ausnahme der Sonn- und Feſttage. 
Abonnementspreis hier in der Expedition 
Portechaiſengaſſe No. 5. 
wie auswärts bei allen Königl. Poſtanſtalter 


Telegraphiſche Depefchen. 
St. Petersburg, Mittwoch, 20. Jan. 
Das heutige „Journal de St. Pétersbourg“ ver⸗ 
öffentlicht den mit dem Königreiche Italien abge⸗ 
ſchloſſenen Handelsvertrag, den Vertrag zum Schutze 
des literariſchen Eigenthums, und den über das Kon⸗ 
ſularweſen. 

Hamburg, Mittwoch 20. Jannar. 
Geſtern Abend kam der Herzog Carl von Glücks⸗ 
burg, älteſter Bruder des Königs Chriſtian IX., von 
Schloß Louiſenlund in Schleswig hier an; er ver⸗ 
läßt das Land, nachdem er feinem Bruder den 
Huldigungseid verweigert. 

T Die erſte Abtheilung preußiſcher Truppen wird 
heute hier erwartet; die durchgehenden Truppen ver⸗ 
weilen hier eine Nacht, die hier liegenden Oeſter⸗ 
reicher rücken nach Schleswig ab. 

Hamburg, Mittwoch, 20. Januar. 

Die „Hamb. Nachr.“ melden: Eine däniſche Infan⸗ 
terie⸗Brigade iſt heute von Schleswig nach Flensburg 
verlegt, wohin auch zwei Brigade - Kaſſen dirigirt 
worden ſind. Die aus Schleswigern und Holſteinern 
beſtehenden Bataillone ſollen unter die rein däniſchen 
ſo vertheilt werden, daß auf je vier Dänen ein 
Deutſcher kommt. 

— Wegen des ſchweren Elbeisganges und Nebels 
können augenblicklich Schiffe Glückſtadt nicht verlaſſen. 
Hamburg, Mittwoch 20. Januar. 

Heute Morgen find von Harburg 1700 Mann preu- 
ßiſche Infanterie und 600 Mann Kavallerie hier 
eingetroffen. Die telegraphiſche Verbindung iſt wegen 
ſtarken Nebels ſchwierig. Die fällige Poſt aus 
Kopenhagen vom Montage fehlt noch. 

— Nach der heute erſchienenen „Eckernförder Zei⸗ 

tung“ ſollen die holſteinſchen Permittirten, welche ſich 
in Schleswig aufhalten, nicht angehalten werden, ſich 
zum Kriegsdienſte zu ſtellen. 
Den „Hamburger Nachrichten“ wird aus Kiel 
mitgetheilt, daß der dortige Schleswig⸗ Holſteinſche 
Verein beſchloſſen habe, die Landesregierung zu ver⸗ 
anlaſſen, die Stroh⸗ und Heuausfuhr zu verbieten. 


— Die nach Frankfurt abgehende, vorläufig 140 
Perſonen ſtarke Landesdeputation wird morgen in 
Hamburg eintreffen. Als Vertreter der Kieler Kom⸗ 
mune hat ſich der Senator Klotz und der Bürger⸗ 
worthalter Krauſe an derſelben betheiligt. 

Altona, Mittwoch 20. Januar. 
Die Bundescommiſſäre publiciren die Ernennung des 
bisherigen Regierungsmitgliedes Obergerichts raths 
Henrici zum Landregierungspräſidenten, und die des 
Grafen Baudiſſin zum Mitglied der Landesregierung. 

— Geſtern iſt ein hannoverſches Jägerbataillon 
von Harburg in Altona angekommen. — Der 


„Altonaer Merkur“ berichtet: „Es heißt, daß zum 
Weitertransport der Preußen und Oeſterreicher von 


Altona nach Rendsburg die nöthigen Vorbereitungen 
dahin getroffen ſeien, daß von Donnerſtag ab täglich 
6000 Mann nach dem Norden befördert werden können. 
8 Altona, Mittwoch 20. Januar. 


einer heute 
Kollegium einſtimmig beſchloſſen, den Herzog Friedrich 


durch eine Deputation zum Beſuche einzuladen und 
zwei Mitglieder des Deputirten⸗Kollegiums der großen 


Amtmann Bopannjen 


pro Quartal 1 Thlr. — Hieſige auch pro Monat 10 Sgr. 


ſtattgefundenen gemeinſchaftlichen 
Sitzung haben der Magiſtrat und das Deputirten⸗ 


micht exfolgt, 
Deputation nach Frankfurt, zur Beſchleunigung der 
Anerkennung des Herzogs durch den Bund, beizugefellen. 

— Das „Huſumer Wochenblatt“ meldet: Der 
iſt Montag von Kopenhagen 


— 
— Jg Leipzig: Illgen & Fort. H. Engler's Annonc.⸗Büreau. 
In Breslau: Louis Stangen's Annoncen-Büreau, 

In Hambur g⸗Altona, Frankf. g. M. Haaſenſtein & Vogler. 


zurückgekehrt; derſelbe hat das Miniſterium für 
Schleswig ausgeſchlagen. Die Huſumer Kirchenvor⸗ 
ſteher haben auf wiederholte Aufforderung den Hul⸗ 
digungseid verweigert. Nach „Dannevirke“ hat 
General de Meza geäußert, daß die Dannevirkeſtellung 
bis zum Aeußerſten gehalten werden müſſe. 

Kiel, Mittwoch 20. Januar. 
Das ſächſiſche Bataillon hat plötzlich Marſchordre 
erhalten; morgen wird daſſelbe in Nortorf und über— 
morgen zur Concentrirung der ſächſiſchen Brigade 
in Hohenweſtſtedt eintreffen. Angeblich werden mor⸗ 
gen hier öſterreichiſche Truppen eintreffen. 

Kiel, Mittwoch 20. Januar. 
Der ſchleswig⸗-holſteiniſche Verein hat beſchloſſen, den 
Antrag an die Bundescommiſſäre zu ſtellen, die 
ſchleunige Wiedererrichtung eines holſtein⸗lauenbur⸗ 
giſchen Bundescontingents anzuordnen. 

Kiel, 20. Januar. 
Ein Bataillon Sachſen hat plötzlich Marſchordre er⸗ 
halten: morgen nach Nortorf, übermorgen nach Hohen⸗ 
weſtedt zur Concentrirung der Sachſenbrigade. Hier 
ſollen angeblich übermorgen Oeſterreicher einrücken. 
Stuttgart, Mittwoch 20. Januar. 

Die Abgeordnetenkammer hat einſtimmig beſchloſſen, 
die Regierung zu bitten, dem deutſchen Bunde zur 
Sicherſtellung der Herzogthümer ſofort Truppen zur 
augenblicklichen Verfügung zu ſtellen, für die Mobil⸗ 
machung des ganzen Contingents alles Erforderliche 
vorzukehren, und ähnliche Maßregeln der anderen 
bundestreuen Staaten durch einen Antrag beim 
Bunde herbeizuführen. 

Trebinje, Dienſtag, 19. Jan. 
Letzter Tage hielten die ehemals aufſtändiſchen Ra⸗ 
jahs eine Verſammlung und beſchloſſen einſtimmig, 
keine öffentliche Steuer zu zahlen, ebenſowenig den 
Anforderungen des Bey's nachzukommen. 

London, 20. Januar. 

Die Bank erhöhte den Discont auf acht Prozent. 

London, Mittwoch 20. Januar. 
Der Dampfer „North American“ iſt mit 55,000 
Dollars an Contanten und mit Nachrichten aus 
New-Mork vom 9. d. in Londonderry eingetroffen. 
Nach denſelben iſt im Senate vorgeſchlagen worden, 
eine Million Freiwilliger auf 90 Tage einzuberufen 
und dieſe unter den Befehl des General Grant zu 
ſtellen. Die Konföderirten haben, nachdem ſie die 
Unioniſten aus Burlington vertrieben, ſich aus der 
Nachbarſchaft von Wincheſter und Petersburg zurück⸗ 
gezogen. General Johnſton hat ſeine Linien 35 Miles 
von Chattanooga formirt. 


Landtag. 
Haus der Abgeordneten. 
28. Sitzung, Dienſtag, 19. Januar. 
Präſident Grabow eröffnet die Sitzung mit ge ⸗ 
ſchäftlichen Mittheilungen. Unter denſelben befindet ſich 
die Anzeige, daß an den Präfidenten mehrere Adreſſen 
in Betreff Schleswig⸗Holſteins eingegangen ſeien, welche 
auf dem Tiſche des Hauſes zur Kenntnißnahme auskliegen. 
Der Präſident theilt ferner mit, daß er am 16. d. M. 
unmittelbar nachdem das Haus den Beſchluß gefaßt, daß 


die vier verhafteten polniſchen Abgeordneten frei zu laſſen 
ſeien, dieſen Beſchluß der Königl. Staatsregierung mit⸗ 
getbeilt habe. Gleich nach 8 Uhr am Abend deſſelben 

ages ſei ſeine Mittbeilung in das Gebäude des Staats 
gelangt, eine Antwort bis jetzt aber 


minifterinms 
Abg. Waldeck erſucht den Präfidenten, ihm das 


Wort zur Geſchäftsordnung zu ertheilen, ſobald einer 


von den Herren Miniſtern erſchienen fein werde. 
Das Haus trizt nunmehr in 
deren erſter Gegenſtand Wablpräfungen find 


die aged ein. 


1864. 


35 ſter Jahrgang. 


Inſerate, pro Petit- Spaltzeile 1 Sgr., 
werden bis Mittags 12 Uhr angenommen. 

Inſerate nehmen für uns außerhalb an: 

Berlin: Retemeper'sCentr.⸗Ztas.⸗ u. Ann one.⸗Büreau. 


Zweiter Gegenſtand der Tagesordnung iſt der Bericht 
der Verfaſſungs⸗Kommiſſion über den von der Königl. 
Staats⸗Regierung eingebrachten Geſetzentwurf, betreffend 
die Ergänzung des Artikels 99 der Verfaſſungs⸗Urkunde. 

Abg. Freiherr o. d. Heydt hat dazu das Amendement 
eingebracht, Alinea 1 der Regierungsvorlage dahin zu 
faſſen: „So lange, als die Krone und die beiden Hauser 
des Landtags ſich hinſichtlich der Feſtſtellung des neuen 
Staatshaushaltsetats nicht geeinigt haben, bleibt der 
zuletzt ſeſtgeſtellte Etat in Kraft.“ Daſſelbe findet jedoch 
nicht die ausreichende Unterſtüßung. 

Für ein vom Abg. Graf Bethuſy-Hue einge 
brachtes Amendement: „Das Haus wolle beſchließen, 
Alinea 1 zu faſſen: „Lehnt des Herrenhaus den Staats⸗ 
baushalıs-Gtat ab und wird dadurch die rechtzeitige Feſt⸗ 
ſtellung deſſelben unmöglich, fo bleibt der zuletzt feſtge⸗ 
ſtellte Etat bis zur Vereinbarung eines neuen Etats in 
Kraft“, erhebt ſich nur der Amendementſteller ſelbſt. 


Der Referent Abg. Dr. Gneiſt verzichtet vorläufig 
auf das Wort; die Feſtſtellung der Rednerliſte ergiebt 
für den Kommiſſionsantrag die Abgg. Dr Waldeck, Dr. 
Schulz (Borken), Reichenſperger, Rohden und v. Benda, 
gegen denſelben die Abgg. Graf Berhufy-Huc, Oſterrath 
und Frhr. v. d. Heydt. 

Abg. Graf Betbuſy⸗-Hue ſucht unter großer 
Unruhe des Hauſes nachzuweiſen, daß im Art. 62 der 
Verfaſſungsurkunde „dieſem Fundamente der bekannten 
Verfaſſungs⸗Lücken⸗Theorie“ der Ausdruck „Geſetz“ im 
dritten Alinea anders gebraucht ſei, als an andern 
Stellen der Verfaſſung; eine materielle Verſchiedenheit 
werde dadurch begründet, daß das betreffende Geſetz 
adjährlich erneuert werden müſſe. 

Abg. Dr. Waldeck hebt zunächſt hervor, wie die 
Regierungs vorlage dem Begriffe des Konſtitutionalismus 
widerſpreche, da dieſelbe verlange, daß das Haus die 
Genehmigung der Einnahmen und Ausgaben ein für 
allemal ertheile. Das Budgetrecht, wie es ſowohl vom 
Vereinigten Landtage, als auch in unſerer Verfaſſung 
feſtgeſtellt ſei, werde in jeder konſtitutionellen Verfaſſung 
gegeben. Die Art, 99 und 100 der Verfaſſungs⸗Urkunde 
fegen feſt, daß der Etat feſtgeſtellt werden müſſe und 
daraus folge zweierlei: 1) daß das Geſetz gegeben wer⸗ 
den müſſe, daß es nicht blos gegeben werdey könne, und 
2) daß das vom Abgeordnetenhauſe feſtgeſtellte Geſetz 
inſofern maßgebend, für die Regierung fein müſſe; da, 
falls dieſes bei feinem Beſchluſſe beharre, kein gemein⸗ 
ſamer Beſchluß über das Budget zu Stande kommen 
könne. Der Redner folgert demnaͤchſt aus der Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte der Artikel 99 und 100, auf welche er 
näher eingeht, daß das Recht der Feſtſetzung der Ein⸗ 
nahmen und Ausgaben der Landesvertretung habe gege⸗ 
den werden ſollen und gegeben worden ſei, in welcher 
Auffaſſung auch alle übrigen Verfaſſungen übereinſtimm⸗ 
ten. Der Wortlaut der genannten beiden Artikel fei von 
der National» Verfammlung feſtgeſetzt und in derſelben 
niemals anders aufgefaßt worden. Man habe ſich ge 
nöthigt geſeben, die Arbeiten der Nationalverſammlung, 
der man vielfach höchſt ungerechter Weiſe allerhand Ge⸗ 
rüchte angedichtet babe, zu benutzen, und darum ſeien 
dieſe Paragraphen, die auch buchſtäblich mit dem Ver- 
faſſungsentwurfe Camphauſens übereinſtimmten, wörtlich 
in die gegenwärtige Verfaſſung anfgenommen. 

Ein Antrag auf Schluß der Generaldiskuſſion iſt 
eingegangen, vor der Abſtimmung darüber erhält jedoch 
das Wort. 

Regierungs⸗Kommiſſar Geheimer Ober⸗Finanzrath 
Wollny: Die Staatsregierung hat nie bezweifelt, daß 
nach der Verfaſſung die geſetzliche Feſtſtellung des Staats⸗ 
hausbaltsetats die Grundlage für die Finanzverwaltung 
des Staates zu bilden beſtimmt ſei; fie kann äber nicht 
zugeben, daß das geſchriebene Verfaſſungsrecht in diejer 
Beziehung erſchöpfend ſei. Die Verfaſſungs Urkunde be⸗ 
ſtimmt nicht: es muß in jedem Jahre ein Etatgeſetz zu 
Stande kommen und geſchieht dies nicht, ſo iſt dies eine 
Verfaſſungs verletzung. Die Staatsregierung interpretirt 
den Artifel 99, der Staatshaushaltsetat wird in jedem 
gun durch ein Geſetz feitgeitellt, nicht: er muß in jedem 
Jahre durch ein Geſetz feſtgeſtellt werden, obwohl zuge⸗ 
geben werden kann, daß in dem Sprachgebrauch der⸗ 
Geſetzgebung der referirende Indikativ oftmals eine im ⸗ 
rerative Bedeutung hat. Faßt man aber die Ber 
faſſungsurkunde im Zusammenhange auf, ſo iſt Har die 
ſelbe kann nicht geſagt haben: der Gtat muß in jedem 


Jahre durch ein Geſetz feſtgeſtellt werden, weil fie die 
Möglichkeit zuläßt, daß die zum Zuſtandekommen jedes 
Geſetzes nothwendige Vereinbarung der drei geſetzgeben⸗ 
den Faktoren nicht zu Stande kommt. Die Staatsre⸗ 
gierung iſt aber andrerſeits fern von der Interpretation 
des Art. 99 der Etat kann in jedem Jahr durch ein 
Geſetz feſtgeſtellt werden; ihre Auffaſſung geht vielmehr 
dahin, daß die Verfaſſungs-Urkunde die alljährliche Feſt ⸗ 
ſtellung des Etats durch ein Geſetz vorausgeſetzt und 
das Zuſtandekommen eines ſolchen Geſetzes als die Regel 
ins Auge gefaßt habe, daß fie aber andererſeits die Mög⸗ 
lichkeit zulaſſe, daß ein ſolches Geſetz ausnahmsweiſe 
nicht zu Stande komme, inſofern ſie dem Herrenhauſe 
das Recht beigelegt habe, den Etat, wie er aus den Be» 
rathungen dieſes Hauſes hervorgegangen iſt, zu verwer⸗ 
fen. Die Kommiſſion führt, zwar in ihrem Berichte 
aus, daß die Staatsregierung die Mittel in der 
Hand habe, einen ſolchen Widerſtand zu überwinden; ſie 
kaun dabei nur das Mittel im Auge gehabt baben, durch 
Berufungen in das Herrenhaus dort eine Majorität zu 
ſchaffen, die ſich im Einklang befindet mit der Majorir 
tät dieſes Hauſes. In welcher Zahl und wie oft ſoll 
aber eine ſoche Berufung erfolgen? und ganz abgeſehen 
von der Ausführbarkeit, wie kann es mit der Würde 
einer hohen politiſchen Körperſchaft im Einklang ſtehen, 
dieſelbe nach dem Bedürfniſſe des Augenblicks, nach den 
Schwankungen der Majorität einer andern Körperſchaft 
zu komponiren, zu modifiztren? 

Was das dem Kommiſſions » Berichte angebängte 
Votum betrifft, ſo iſt Alles, was dort über die „Gene— 
ral-Kontrolle“ gejagt worden iſt, richtig; die General- 
Kontrolle hat aber niemals ein ſelbſtſtändiges Recht wie 
die Landesvertretung gehabt; es iſt eine Staatsbebörde 

eweſen, die nur im Namen und Auftrage des Königs 

andelte; ihre Rechte ſind gegenwärtig übergegangen auf 
den Finanzminiſter. Die unter den früheren Zuſtänden 
ſich erhebenden Differenzen wurden durch die Allerhöchſte 
Entſcheidung, die in jedem Augenblicke einzuholen war, 
ſofort gehoben. Gegenwärtig reicht zur Feſtſtellung des 
Staatshaushalts Etats die Allerhöchſte Entſcheidung 
allein nicht aus, da dazu die Mitwirkung von 3 Faktoren 
erforderlich iſt; ſie kommt nicht zu Stande, wenn alle 
drei oder auch nur zwei von ihnen ſich nicht zu einigen 
vermögen; ein Zwang für eine ſolche Einigung iſt nicht 
vorhanden, denn dann würde es in der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde nicht heißen: „das Etatsgeſetz ſoll durch die 
Uebereinſtimmung aller drei“, „ſondern: durch Ueberein⸗ 
ſtimmung eines oder zwei der geſetzgebenden Faktoren 
durch den Dritten“ feſtgeſtellt werden. 5 

Abg. Oſterrath wendet ſich zunächſt gegen die 
Ausführungen des Abg. Waldeck in Bezug auf die Be- 
deutung des Art. 109 der Verfaſſung, ſodann gegen die 
beiden Reſolutionen, die er ſowohl für nicht zutreffend 
als überflüſſig erklärt, während er ſich zugleich für den 
prinzipalen Antrag der Kommiſſion auf Ablehnung der 
Regierungs⸗Vorlage ausſpricht. 

Oer abermals beantragte Schluß der General- 
Diskuſſion wird darauf angenommen und es erhält 
das Wort: 

Referent Abg. Dr. Gneiſt: Der Regierungs-⸗Com⸗ 
miſſar hat die Behauptung ausgeſprochen, da Art. 99 der 
Verfaſſungsurkunde die Worte enthalte: „der Staats⸗ 
haushalts⸗Etat wird jährlich durch ein Geſetz feſtgeſtellt“, 
nicht aber: „er muß feſtgeſtellt werden“, fo folge daraus, 
die Verfaſſung ſetze ſelbſt die Möglichkeit eines Nicht. 
zuſtandekommens des Etatsgeſetzes voraus. Er überſieht 
indeß, daß die betreffenden Worte nur den Nachſatz des 
Art. 99 bilden, und daß der ganze Artikel in ſeiner ein⸗ 
heitlichen Bedeutung aufgefaßt werden muß. Der Vorder⸗ 
ſatz lautet aber: „Alle Einnahmen und Ausgaben des 
Staats müſſen für jedes Jahr im Voraus veranſchlagt 
und auf den Staatshaushalts-Etat gebracht werden.“ 
Die Nothwendigkeit der Feſtſtellung des Etats iſt hier 
ausgeſprochen, der Nachſatz beſtimmt nur die Form, 
welche der Etat haben ſoll. Aber die Interpretationen, 
welche der Regierungs⸗-Commiſſar dem Commiſſions⸗ 
Berichte entgegenſetzt, bilden das Fundament des ganzen 

egenwärtigen Regierungs- Syſtems; fie beruhen auf dem 
ünſtlichen Auseinanderreißen einzelner Worte und Sätze, 
ohne Rückſicht auf den Zuſammenhang. Wie der Bericht 
ausführt, bildet eben der Voranſchlag des Etats die 
nothwendige Generalvollmacht zur Führung der Finanz⸗ 
verwaltung. Wenn aber dieſe Vollmacht einmal ertheilt 
iſt, dann kann der König nicht mehr, wie der Regierungd- 
Commiſſarius meint, noch darüber eniſcheiden, ob er den 
amendirten Etat annehmen will oder nicht: er muß ihn 
annehmen, da er die Vollmacht bereits unter den von 
der Verfaſſung aufgeſtellten Bedingungen ertheilt hat. 
Stahl ſagt darüber Folgendes: „Die Krone muß die 
Amendements des Abgeordnetenhauſes zum Etat anneh⸗ 
men, wenn fie nicht das ganze Etatsgeſetz ablehnen will, 
was nicht möglich iſt.“ (Auſeitige Zuſtimmung.) 
Der Reg.-Commiſſar greift ferner die Ausführung des 
Berichts an, nach welcher es ſchon aus den Geſetzen 
der Arithmetik folge, daß, wenn drei Factoren ſich über 
Summen vereinbaren ſollen, ſchließlich nur das Minus 
gelten könne. Er ſagt, wenn die Krone 50 Thlr. ver⸗ 
langt und die Kammer 1 Thlr. amendirt, dann würde 
die Gleichberechtigung der Krone aufgehoben, wenn fie 
der 1 zuſtimmen ſolle. Aber das iſt eine vollſtändige 
Verſchiebung der Frage. Es handelt ſich bier einfach 
darum, daß drei Factoren für einen vierten Factor eine 
Rechnung vereinbaren ſollen, durch die dieſer vierte Face 
tor verpflichtet wird. Dieſer vierte Factor ift das Land 
und dieſes kann geſetzlich nur durch die geringſte Summe 
verpflichtet werden, über die jene drei Factoren einig find. 
Dieſer Grundſatz iſt jo alt, wie die Arithmetit überhaupt. 
Die Art der Interpretation, wie fie der Regierungs-Com⸗ 
miſſar hier wieder verſucht hat, kennt eben keine Geſetze 
der Arithmetik. (Laute Zuſtimmung, Heiterkeit.) Der 
König kann die Vollmacht nicht verweigern, ſo lange die 
Verfaſſung beſtebt. Die Möglichkeit, daß ein Haus aus 
irgend welchen Gründen den Etat verwirft, beſteht in 
allen Berfuffungen Guropas: überall hat man deſſen⸗ 
ungeachtet das Zuſtandekommen des Etats in die Ueber⸗ 


einſtimmung aller drei Factoren geſetzt und nirgend hat 
man eine Declaration für nöthig gehalten. Stahl nennt 
aber die Herbeiführung dieſer Möglichkeit einen revolu- 
tionären Net und wir wollen gern dem andern Factor 
die Verantwortlichkeit für dieſen revolutionären Act über- 
laſſen. Wenn die Regierung zur Motivirung ihrer Vor⸗ 
lage ſagt, es beſtehe ein Confliet und dieſer müſſe auf« 
gehoben werden, jo antworte ich ihr: fie unterlaſſe die 
willkürlich erhöhten Ausgaben, und der Confliet iſt ge» 
hoben. (Allgemeines Bravo.) Dagegen ſagt die Regie⸗ 
rung: wir haben zweimal die Ausgaben willkürlich er⸗ 
höht und zwar zur Einführung geſetzlich nicht gerecht 
fertigter Militäreinrichtungen; da wir aber kein Geſetz 
haben, um die Abgeordneten zur Genehmigung dieſer 
willkürlich erhöhten Ausgaben zu zwingen, ſo leiſten wir 
ſie doch, weil wir ſie für nothwendig halten. Das iſt 
der nackteſte Abſolutismus. (Stürmiſches Bravo.) Und 
wenn jetzt ein Geſetzentwurf vorgelegt wird, in dem aus⸗ 
geſprochen tft, das Haus hat über die willkürliche Erhö⸗ 
hung der Ausgaben nichts mehr zu ſagen, der Befehl 
des Königs ſoll hierin allein gelten, nun dann ſieht wohl 
der allerſchlichteſte, unverdorbenſte Rechtsverſtand ein: 
Wenn das zu Stande kommt, dann beſteht die Verfaſ⸗ 
ſung nicht mehr. (Allſeitiger Beifall.) 

Das Haus tritt in die Spezialdebatte ein. Gegen 
den Antrag der Kommiſſion erhält das Wort der Abg. 
Reichenſperger. Derſelbe mahnt vor leeren Bänken 
das Haus, zu erwägen, daß jedes Recht von der einen 
Seite ſo angewandt werden könne, daß es die andre 
Seite in die abſolute Unmöglichkeit verſetze, ihr Recht 
geltend zu machen. Als er hierauf die Anſichten der 
Majorität kritiſirt und unter Anderem die Behauptung 
aufftellt, der Abg. Dr. Waldeck habe nicht wohl daran 
gedacht, der gegenwärtig ſo brennenden Frage blos 
auszuweichen, als er ſodann von dem Beſchluſſe der 
Steuerverweigerung im Jahre 1848 mit ſpezieller 
Beziehung auf Waldeck redet, der dazu beſtimmt geweſen 
ſei, das Land zu ruiniren, iſt die allgemeine 
Unaufmerkſamkeit und das Geräuſch ſo groß ge— 
worden, daß feine Worte unverſtändlich blei— 
ben, und er ſelbſt ſich bereit erklärt, auf 
das Wort zu verzichten, wenn man darauf 
ausgehe, ihn durch Konverſation zu übertönen. — Unter 
Hinweis auf den Antrag, welcher in der Budgetfom- 
miſſion geſtellt worden: „die erſten ſieben Worte des 
Artikels zu ftreichen, warnt er, man möge den Teufel 
nicht an die Wand malen, indem man verſteckt auf die 
Steuerverweigerung anſpiele. 

Nach einer kurzen Entgegnung des Berichterſtatters 
hinſichtlich der vom Abgeordneten Reichenſperger an- 
gezogenen Einmiſchung des deutſchen Bundes wird die 
Debatte geſchloſſen und Abg. Waldeck erhält das Wort 
zu einer perſönlichen Bemerkung. Er macht darauf 
aufmerkſam, daß er die Sache rein objektiv behandelt 
habe; wenn aber der Steuer ⸗Verweigerungs! Beſchluß 
der National-⸗Verſammlung als beſtimmt, das Land zu 
ruiniren, bezeichnet werde, ſo müſſe er bemerken, daß es 
ihm ſcheine, als ob derjenige das Recht ruinirte, welcher 
damals auf den Wink des Miniſters den Saal verließ, 
obgleich es feſtſteht, daß das Miniſterium die National- 
verſammlung weder auflöſen noch vertagen könnte. 

Nach einer Bemerkung Reichenſperger's 
gegen dieſe Ausführung wird bei der Abſtimmung die 
Regierungsvorlage mit großer Majorität verworfen; es 
ſtimmen nur die Konſervativen mit Ausnahme des Frei» 
herrn v. d. Heydt für die Vorlage. Es iſt damit der 
Antrag I der Kommiſſion: Das Haus der Abgeordneten 
wolle den vorgelegten Geſetzentwurf vom 17. December 
1863, betreffend die Ergänzung des Artikels 99 der 
Verfaſſungs⸗Urkunde, ablehnen, erledigt. 

Es gelangen darauf die von der Kommiſſion vor- 
geſchlagenen Reſolutionen zur Abſtimmung. Dieſe lau⸗ 
ten: Das Haus der Abgeordneten wolle erklären: a) der 
vorgelegte Geſetz Entwurf vom 17. Dezember enthält 
keine Ergänzung, ſondern eine direkte vollſtändige Auf⸗ 
hebung des Art. 99 der Verfaſſungs Urkunde. b) der 
Geſetzentwurf iſt weder durch ein beſtehendes Bedürfniß 
veranlaßt, noch mit dem verfaſſungsmäßigen Recht des 
Hauſes der Abgeordneten bei Feſtſtellung des Staats. 
haus haltsetats vereinbar.“ — Dieſelben werden mit 
großer Mehrheit angenommen, es ſtimmten nur die Kon⸗ 
ſervativen und die Mehrzahl der Katholiken dagegen. 

Es erfolgt die Vorkfung der Interpellation der 
Abg. Kantak und Genoſſen, das Gymnaſtum zu 
Trzemeszno betreffend. Der Kultus- Miniſter v. Mü h. 
ler erklärt ſich zur ſofortigen Beantwortung bereit und 
es erhält hierauf zur Begründung das Wort der Abg. 
Kantak: Die Wiedereröffnung des Gymnaſtums ſei 
vom Haufe mit einer Majorität beſchloſſen, welche fait 
alle Fraktionen in ſich vereinigte, mit Ausnahme einer 
einzigen, welche das Miniſterium nicht ganz ohne Unter 
ftüzung laſſen wollte. Bei einer ſolchen Majorität hätte 
ſich erwarten laſſen, daß das Miniſterium, da es ſich 
hier nicht um eine Brage der Politik, ſondern des Bes 
dürfniſſes handle, dem Beſchluſſe nachkommen werde. 

Kultusminiſter v. Mühler: Die Staatsregierung 
hat die Frage in aufmerkſame Erwägung genommen. 
Bereits bei der früheren Verhandlung habe ich darauf 
hingewieſen, daß es ſich hier nicht um eine bloße Zeit- 
frage handelt, ſondern um die Frage der Exiſtenz der 
Anſtalt. Die Regierung hat ihre Erwägungen noch ein⸗ 
mal ſorgfältig geprüft, aber nicht zu der Ueberzeugung 
gelangen können, daß in Trzemeszno die Garantien vor⸗ 
handen ſeien, welche das öffentliche Intereſſe und das Inter⸗ 
eſſe der königlichen Regierung erfordern. Sie hat des⸗ 
halb definitiv den Beſchluß gefaßt, das Gymnaſium zu 
Trzemeszno aufzulöſen und wird dieſen Beſchluß in der 
nächſten Zeit zur Ausführung bringen. Die Regierung 
bedauert, daß vielen Familien hierdurch die Möglichkeit 
des Unterrichts entzogen wird; aber das iſt nur eine 
traurige Nothwendigkeit in Folge der Agitatlonen in der 
Provinz Poſen. Die Regierung hält es für ihre Auf 
gabe, dafür zu ſorgen, daß dieſem Ausfalle baldigſt in 
irgend einer anderen Weife wieder Abhülfe geſchafft werde. 


Es folgt der Bericht der Juſtizkommiſſion, wegen 
Genehmigung oder Nichtgenehmigung der Unterſuchung 
gegen den Abg. Dr. Jacoby auf Grund der 88 75 


und 87 des Strafgeſetzbuchs. Für den erkrank⸗ 
ten Referenten Abg. Bering, übernimmt Abg. 
Schollmeyer das Referat. Die Kommiſſion 


iſt zu keinem Beſchluſſe gekommen, da die Anträge auf 
Ertheilnng der Genehmigung, wie auf Verweigerung 
derſelben, mit 7 Stimmen gegen 7 abgelehnt ſind. 
Diejenigen, welche die Genehmigung ertheilen wollten, 
hatten hervorgehoben, daß der Prozeß in Berlin geführt 
werde, es ſich nicht um die Befreiung von der Verhaftung 
handle und Dr. Jacoby ſelbſt die Genehmigung wünſche. 

Abg. Pflücker ſtellt den Antrag: „die Genehmigung 
nicht zu erthellen.“ 

Abg. Graf Wartens leben: Auf unſeren Feldern 
giebt es viel Ungeziefer, ſchädliche Inſekten und zu deren 
Vertilgung iſt der Maulwurf da, deſſen Nützlichkeit die 
Landwirthe lange Zeit zu ihrem Schaden verkannt haben. 
So machen ſich denn auch auf politiſchem Felde foge- 
nannte agents provocateurs nützlich, die in anderen 
Ländern ſogar bezahlt werden; Männer, die innerhalb 
und außerhalb des Hauſes die Aufregung ſchüren. Ich 
glaube daher, daß wir den Abg. Jacoby, der am letzten 
Sonnabend wieder ſeine Konſequenz an den Tag gelegt, 
nicht entbehren können und möchte ich meinerſeits die 
Genehmigung zur Einleitung der Unterſuchung gegen 
Mun ertheilen, da es ſich ja nur um wenige Tage 

andelt. 

Abg. Temme (auf der Tribüne nicht ganz ver» 
ſtändlich): Der Beſchluß des Hauſes am Sonnabend 
müſſe für das Haus maßgebend fein, dort wie hier, 
bandle es ſich um einen politiſchen Tendenzprozeß. — 
Der Schluß der Diskuſſion wird angenommen. 

Abg. Schollmeyer rekapitulirt die im Kommiſſions- 
Berichte niedergelegten Gründe für und gegen die Ge— 
nehmigung und hebt namentlich hervor, daß für einen 
großen Theil der Kommiſſionsmitglieder beſonders der 
Umſtand, daß Jacoby ſelbſt die Ertheilung der Geneh— 
migung gewünſcht, maßgebend geweſen ſei, um für die- 
ſelbe zu ſtimmen. 

Bei der nunmehr folgenden Abſtimmung wird der 
Antrag der Staatsregierung, die Genehmigung zur ſtraf⸗ 
rechtlichen Verfolgung des Abg. Dr. Jacoby zu ertheilen, 
mit ſehr großer Majorität abgelehnt. Dafür nur 
ein Theil der Konſervativen, die Altliberalen und einige 
Katholiken. z 

Inzwiſchen find die aus der Haft entlaſſen Abge- 
ordneten v. Lubienski und Dr. Szuman in das Haus 
eingetreten. 

Der nächſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt der 
Bericht der Juſtizkommiſſton über das Schreiben des 
Staatsminiſteriums vom 21. November v. J. und deſſen 
Anlage, die Königl. Verordnung von demſelben Datum. 
Bekanntlich wird in dieſer Verordnung die Aufhebung 
der Preßverordnung vom 1. Juni 1863 ausgeſprochen, 
in dem Miniſterialſchreiben aber die Refolution, mit 
welcher das Abgeordnetenhaus die von ihm verſagte 
Zuſtimmung vom 19. November begleitetete, als unbe⸗ 
gründet und unzutreffend hingeſtellt. Die Inſtizkom⸗ 
miſſion hat jetzt den Antrag geſtellt: 1) das in An- 
ſehung der Verordnung vom 21. November 1863 einge- 
haltene Verfahren als dem beſtehenden Recht entſprechend 
nicht zu erachten, weil a) dieſe Verordnung dem Art. 63 
der Verfaſſung nicht entſpreche, wonach Verordnungen 
nur erlaſſen werden dürfen, ſofern die Kammern nicht 
verſammelt ſind, und weil b) die Preßverordnung vom 
1. Juni 1863, ſelbſt wenn ſie den Vorausſetzungen des 
Art. 63 der Verfaſſung entſprochen hätte, doch ſofort mit, 
der ihr verſagten Genehmigung eines Hauſes, alſo mit 
dem 19. November 1863, erloſchen wäre, alſo nicht erſt 
durch die Verordnung vom 21. November 1863 und erſt 
von demſelben Tage ab als außer Kraft tretend bezeichnet 
werden durfte; 2) das Präſidium des Hauſes mit Mit⸗ 
theilung dieſer Erklärung an das Staatsminiſterlum zu 
beauftragen. — Zu dieſem Antrages liegriein Amendement 
des Abg. Virchow vor, dahin gehend, zu den gegen die 
Verordnung vom 1. Juni 1863, geltend gemachten 
Gründen zuzuſetzen: „und weil c) dieſe Verordnung den 
Art. 63 und 27 der Verfaſſung nicht entſprochen habe 
und demnach von Anfang an rechtsungiltig war.“ 

Referent Abg. Pflücker begründet zunächſt den 
Antrag der Kommiſſion durch Hinweis auf den Bericht, 

Abg. Hahn (Ratibor) gegen den Kommiſſionsantrag 

Abg. Graf Eulenburg (gegen den Kommiſſions. 
Antrag): Es frage ſich, ob eine proviſoriſche Verordnung, 
welche die nachträgliche Genehmigung des Hauſes nicht 
erhalten habe, ipso jure außer Kraft trete. Er müſſe 
dieſe Frage unbedingt verneinen, da nirgends eine geſetz⸗ 
liche Beſtimmung für das Gegentheil vorhanden fei, 
Für die Aufhebung einer ſolchen proviſoriſchen Verord. 
nung bedürfe es vielmehr eines ausdrücklichen Geſetzes. 

Abg. Dr. Virchow: Die Staatsregierung hat in 
dem Schreiben, mit welchem ſie von der Aufhebung der 
Verordnung vom 1. Juni dem Hauſe Kenntniß gab, 
erklärt, daß ſie der Reſolution des Hauſes gegenüber, 
welche namentlich auch dabin ging, daß eine Beſchrän⸗ 
kung der Preßkreiheit im Wege der königlichen Verord⸗ 
nung überhaupt nicht erfolgen könne, einfach bei ihrer 
entgegengeſetzten Anſicht ſtehen bleibe; grade dieſes 
Schreiben hat mich zur Stellung meines Antrages ver- 
anlaßt, um der Erklärung der Königl. Staatsregierung 
gegenüber, daß ſie ein Recht zu haben glaube, auf Grund 
des Art. 63 eine Beſchränkung der Preßfreiheit eintreten 
wu laſſen, nochmals unter bejonderer Bezugnahme auf 
rt. 63 und Art. 27 zu erklären, daß die Verordnung 
vom 1. Juni der Verfaſſung nicht entſprochen habe und 
demnach von Anfang an recen war. Ein ſolcher 
Beſchluß kann grade im gegenwartigen Augenblick von 
großer praktiſcher Bedeutung ſein. Gleichzeitig mit der 
Verordnung vom 1. Juni hat die Regierung in beiden 
Häuſern eine Preßnovelle eingebracht, welche mit ſehr 
drakoniſchen Maßregeln gegen die Preſſe lozgeht. Dieſes 
Haus hat, weil die Novelle zuerſt in das Herrenhaus 


eingebracht worden war, die Berathung berfelben vor⸗ 
läufig auszuſetzen, beſchloſſen. Das Herrenhaus hat nun, 
trotz der geringen Zahl der ihm gemachten Vorlagen in 
einer zwar leicht begreiflichen, aber ſchwer zu rechiferti⸗ 


genden Weiſe die Beſchlußfaſſung über dieſe Vorlage fort 


und fort verzögert, ja die betreffende Kommiſſion bat es 
noch nicht einmal zur Berichterſtattung gebracht; äußer⸗ 
lich haben wir indeſſen vernommen, daß die Novelle in 
der Kommiſſion des Herrenhauſes noch weitere Verſchär— 
fungen erfahren hate; es liegt die Beſorgniß ſehr nahe, 
daß die Taktik der Regierung und des Herrenhauſes da⸗ 
hin geht, daß letzteres noch im letzten Augenblicke der 
Seſſion die Novelle votire, und dann die Regierung die— 
ſelbe auf Grund des Art. 63 und unter hoher Zuſtim⸗ 
mung des Herrenhauſes als eine zweite Auflage der 
Preßverordnung vom 1. Juni v. J. oktrovirt (hört! 
hört!). Es wird mich ſehr freuen, wenn der Herr Juſtiz— 
miniſter mich in dieſer Beziehung beruhigt. Ich halte 
es bei ſolcher Lage der Dinge für außerordentlich wichtig, 
daß das Haus noch einmal erkläre, daß Art. 27 der Ver. 
faſſung ſolches Verfahren nicht zuläßt und darum bitte 
ich das Haus um die Annahme meines Antrages. 

Juſtizminiſter Graf zur Lippe: Die Stellung 
der Staatsregierung iſt im Kommiſſionsberichte bereits 
niedergelegt. In unſerer ganzen Geſetzzebung find zwei 
Sätze maßgebend: jedes Geſetz, jede Verordnung gilt ſo 
lange, bis ſie aufgehoben iſt und wird in derſelben Weiſe 
aufgehoben, in der fie gegeben worden. Die Staats- 
regierung hat ihren Standpunkt in dieſer Frage bereits 
wiederholt dargelegt. Was die Beſorgniß des Vorrednert 
betrifft, ſo kann ich mich nicht berufen fühlen, ſie ihm 
hier zu nehmen. (Große Senſation.) 

Der Referent Abg. Pflücker rechtfertigt durch Zu⸗ 
ſammenfaſſung der im Kommiſſionsberichte enthaltenen 
Gründe die Annahme des Kommiſſions-Antrages. 

Vor der Abſtimmung verlangt Graf Schwerin, 
welcher auf Theilung der einzelnen Reſolutionen ange— 
tragen, das Wort. Er erklärt, daß er gegen das Virchow'. 
ſche Amendement habe ſtimmen wollen, daß er aber nach 
der Erklärung des Juſtizminiſters nunmehr entſchloſſen 
ſei, für daſſelbe zu ſtimmen. Man hat, ſo ſchließt er, 
von Mißbrauch des königlichen Namens geſprochen; ich, 
meine Herren, halte es für einen Mißbrauch des königl. 
Namens, wenn ihn die Regierung zu Verordnungen 
braucht, von welchen ſie weiß, daß dieſelben nach kurzer 
— wieder aufgehoben werden müſſen. (Ziſchen rechts, 
ebhaftes Bravo Seitens der Majorität). 

Es wird hierauf der Kommiſſions-Antrag nebft der 
von Virchow beantragten Reſolurion mit großer Majori 
tät angenommen. 

Der folgende Gegenſtand der Tagesordnung iſt die 
Schlußberathung über den Antrag der Abgg. v. d. Heydt 
u. Gen. auf Annahme des von ihnen vorgeſchlagenen 
Gefetzentwurfes: §. 1. Art. 78 Alinea 2 der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde wird dahin abgeändert: Staatsbeamte bedürfen 
zum Eintritt in das Haus der Abgeordneten des Urlaubs 
ihrer vorgeſetzten Departements Chefs. — F. 2. Art. 85 
der Verfaſſungs⸗Urkunde (Diäten der Abgeordneten) iſt 
aufgehoben. — Der Antrag des Referenten lautet: „Das 
Haus wolle beſchließen, über den Antrag des Freiherrn 
v. d. Heydt u. Gen. zur Tagesordnung überzugehen. 

„Da der Referent Abg. Sim ſon erkrankt iſt, jo 
erhält an ſeiner Stelle der Korreferent Dr. Virchow 
das Wort. Derſelde rekapitulirt zunächſt die biſtoriſche 
Entwickelung des in Rede ſtehenden Artikels. Die bei 
früheren Gelegenheiten für die Aufhebung vergeblich an- 
geführten Motive ſeien niemals die gegenwärtigen gewe- 
ſen, man habe ſich endlich in dieſes Verhältniß gefunden, 
und es ſei nur unbegreiflich, warum der Abgeordnete für 
Ziegenrück nicht damals reformirt habe, als er noch 
Miniſter war und die Majorität ihm gehörte (hört, hört!), 
der Erfolg wäre damals ſicherer geweſen, während er 

ich Faden gewiß prekärer fei (Heiterkeit), und die Frage 

lt li range, ob nicht ein anderer Jweck im Hinter. 
halt liege. (Hört, hörty Redner führt hierauf dem 
Haufe eine ftariftifche Ueberſicht vor, aus welcher ſich er⸗ 
iebt, daß in der gegenwärtigen Kammer die polniſche 
raktion und die Foriſchrittspartei verhältnißmäßig die 
wenigſten, die konſervative Partei dagegen die meiſten 
Beamten zähle, nämlich 52 Prozent und zwar 13 Ver. 
waltungsbeamte auf zwei richterliche, von denen einer 
Staatsanwalt jei. (Hört, hört!) Bei unparteiiſcher 
Handhabung der Urlaubs- Frage würden alſo die 
Konfervativen am meiſten decimirt werden. Dieſe 
rage ſei übrigeus nach der preußiſchen Ber- 
faffung ſchon dann entſchleden, wenn man einfach 
und ehrlich den Art. 74 der Verfaſſung zur Richtſchnur 
nehme. Dieſer Artikel zähle 
welche einen Preußen wählbar machen; 

Haubnig des Vorgeſetzten ſtehe aber nicht 
unter. — 

Abg. CTIoupienne: Der Antrag ſei ein Ein⸗ 
griff in die Rechte des preußiſchen Volkes. 

Ein Antrag auf Schluß der Debatte wird ange⸗ 
nommen. 

5 Als Antragſteller erhält das Wort Abg. Freiherr 
be d. Heydt. Sein Antrag ſei aus der Erwägung 
liervorgegangen, daß der gegenwärtige Konflikt weſent⸗ 
ich durch den Widerſtand der in das Abgeordnetenhaus 
dangetretenen Beamten gegen die Staatsregierung geför- 
ert werde, und daß man wie in andern konſtitutionellen 
tagten darnach ſtreben müſſe, eine einheitliche, ſtarke 
Uzekutive mit einer möglich unabbängigen Repräſenta⸗ 
N zu verbinden. Er halte es für unmöglich, daß auf 
i e Dauer in Preußen der Eintrit von Staatsbeamten 
Dr Abgeordneten-Haus in unbeſchränkter Zabl erfol- 
nne. 
fung ehabt. (Schallendes Gelächter.) Sein Antrag 
— weſenilich den Zweck gebabt, die Aufmerkſamkeit 
dal dieſen wichtigen Gegenſtand zu lenken. Er hoffe, 
65 der Antrag des Referenten werde verworfen wer⸗ 


den. . vi 
Datipen Schallendes Gelächter links, Bravo der Kouſer 


die 
dar⸗ 


die Eigenſchaften auf, 


Er habe übrigens ſchon lange dieſe Auf- 


Berichterſtatter Abg. Virch o w: Dem Herrn 
Antragſteller iſt ja in ſeiner eigenen Fraktion, die zu 
52 Prozent aus Veamten beſtebt, ein reiches Feld zur 
Realiſirung ſeiner Gedanken geboten; warum ſorgen er 
und ſeine Freunde nicht dafür, daß ſtatt dieſer Beamten 


freie und unabhängige Männer in die Kammer gewählt 


werden, um das Volk dann zu überzeugen, daß es zweck 


mäßig ſei, hier keine Beamten zu ſehen. Ich möchte die 
Herren zu meiner Rechten doch warnen, nicht fort und 
fort gegen die Verfaſſung, bald dieſen, bald gegen jenen 


Artikel anzukämpfen; ſie iſt der einzige Halt, der in 


Preußen eriftirt und von welchem aus eine Neugeſtal⸗ 


tung des Ganzen ihren Ausgang nehmen kann; 
mit der Verfaſſung bricht zugleich jede Möglichkeit 
einer geſetzlichen Fortentwicklung im Volke zuſammen 
(Bravo!) = 


Der Antrag auf Tagesordnung wird mit überwäls- 


tigender Majorität angenommen; dagegen nur die Kon— 
ſervativen. » 

Mit der nachträglichen Abſtimmung über eine, dem 
Bericht der Juſtiz Kommiſſion über den Geſetzentwurf, 
betreffend die Verbeſſerung des Kontraften- und Hypo— 


thekenweſens im Bezirk von Ehrenbreitſtein, zugefügte 


Reſolution -» dieſelbe wird einſtimmig genehmigt — ſchließt 
die Sitzung. 


Berlin, 20. Januar. 


— Se. Maj. der König empfing heute Vormit— 
tags 11 Uhr den Prinzen Friedrich Karl und deſſen 
Stab, ſowie den General-Feldmarſchall v. Wrangel ꝛc. 
Die Abreiſe des Prinzen nach Lübeck ſoll heute 
Abend ſtattfinden. N 

— Die „Kreuzzeitung“ meldet: Aus Kopen— 
hagen iſt die Nachricht eingetroffen, daß Däne— 
mark auf die Sommation der deutſchen Großmächte 
ablehnend geantwortet hat. Die Großmächte werden 
nun ohne Weiteres nach Schleswig vorgehen, um 
Dänemark zur Erfüllung der Verpflichtungen zu 
zwingen. Feldmarſchall Wrangel rückt Ende der 
Woche mit dem Stabe nach Holſtein, bezüglich 
Schleswig. 

— Die Geſetz-Entwürfe, betreffend die Rechts 
Verhältniſſe der Schiffsmannſchaft auf den Seeſchiffen 
und die Abänderung des §. 13 Zuſatz 213 des 
Oſtpreußiſchen Provinzialrechts ſind Seitens der be— 
treffenden Kommiſſionen des Herrenhauſes in der 
vom Hauſe der Abgeordneten beſchloſſenen Faſſung 
zur unveränderten Annahme empfohlen worden. 

Schwerin, 18. Jan. Der Großherzog hat 
ſich heute nach Ludwigsluſt begeben, um daſelbſt ſein 
preußiſches Regiment (Nr. 24) auf der Durchfahrt 
zu begrüßen. — Ueber die preußiſchen Truppen⸗ 
Durchzüge durch Mecklenburg wird der „Mecklenb. 
Ztg.“ Folgendes mitgetheilt: Am 17. und 18. d. 
überſchreiten dem Vernehmen nach die Königl. preußi— 
ſchen Truppen der 6. Diviſion unter dem General- 
Lieutenant von Manſtein und den General-Majors 
Graf Münſter und von Roeder die mecklenburgiſche 
Grenze und marſchiren ins Lauenburgiſche und weiter 
nach Holſtein hinein. Sie beſtehen aus den Branden- 
burgiſchen Infanterie Regimentern Nr. 24 und 64, 
dem Brandenburgiſchen Küraſſier- Regiment Nr. 6, 
dem Brandenburgiſchen Ulanen - Regiment Nr. 11, 
dem Weſtfäliſchen Dragoner-Regiment Nr. 7 und 
mehreren Batterien der Brandenburgiſchen Artillerie- 
Brigade Nr. 3. 

Lübeck, 16. Jan. Die Dislozirung eines 
Theiles der hier einquartierten preußiſchen Truppen 
nach Travemünde und Umgegend, die nächſter Tage 
vorgenommen werden ſollte, wird nicht ftattfinden, 
da man, wie es heißt, zum Dienſtag oder Mittwoch 
der nächſten Woche den Prinzen Friedrich Carl von 
Preußen, Commandeur des 3. Armee = Corps, dem 
dieſe Truppen angehören, hier erwartet und dieſelben 
einige Tage darauf ihren Weitermarſch antreten werden. 

Hamburg, 17. Jan. Die ſeit einiger Zeit 
durch die Blätter laufende Nachricht, daß man ham⸗ 
burgiſcher Seits Oeſterreich angegangen ſei, zum 
Schutze der Elbmündung ein paar Panzerfregatten 
in die Nordſee zu ſenden, findet hier wenig Glauben. 
Dagegen iſt als poſitives Reſultat der bisherigen 
Berathungen unſerer Küſtenſchutzcommiſſion zu melden, 
daß ſeit einigen Tagen ein artilleriſtiſch gebildeter 
Officier unſeres Bundescontingents in Eſſen weilt, 
um dort einige bei Krupp beſtellte ſchwere Gußſtahl— 
Kanonen in Empfang zu nehmen. 

Kiel, 18. Jan. Ich bin im Stande, Ihnen 
nachſtehend den Wortlaut der Anrede zu übermitteln, 
welche der Haupt- und Kloſterprediger Vers mann 
aus Itzehoe, Namens der großen Depntation der 
holſteiniſchen Prediger am Freitag voriger Woche 
an den Herzog Friedrich gehalten hat. Die Rede 
lautete: 

„Durchlauchtigſter Herzog! Gnädigſter Fürſt und Herr! 

Aus ſämmtlichen Prepfteien des Herzogthums Hol⸗ 
ſtein find wir erſchienen, um Ew. Hoheit aus der Lan- 
des kirche, deren Diener wir find, einen Gruß zu bringen. 
Wie ich die Ehre babe, für die hier verſammelten Geiſt⸗ 


lichen das Wort zu führen, fo darf ich es rezeugen, daß 


ich noch einen andern Kreis von Amtsbrüdern die ſich 


uns beute nicht haben anſchließen können, die aber 
gleichen Sinnes mit uns ſind, zu vertreten habe. Wir 
fühlen uns insgeſammt gedrungen, als unſere wohlbe- 
dachte und feſte Ueberzeugung es auszuſprechen, daß wir 
Ew. Hoheit als den Mann anſehen, an welchen unſer 
Land von Gottes wegen ein Recht hat, als an ſeinen 
legitimen Fürſten, und der wiederum von Gottes Gna- 
den ein Recht hat an den Thron dieſes Landes. Wit 
fühlen uns gedrungen, zugleich als unſers Herzens auf⸗ 
richtigen Wunſch es auszuſprechen, daß dieſes unſer ge» 
genwärtiges Recht bald allſeitige Anerkennung finden 
möge und daß der Tag nicht mehr fern ſeſ, an welchem 
Ew. Hoheit die Regierung der Herzogthümer Schleswig⸗ 
Holſtein ſelbſt in die Hand nehmen können. 

Die ſchleswig⸗ holſteiniſche Geiſtlichkeit hat, ſeitdem 
um die Rechte des Landes geſtritten iſt, feſt und treu 
zur Landesſache geſtanden. Man hat uns um deswillen 
vielfach geſchmäht, als ob wir unberufener Maßen uns 
in weltliche Händel gemiſcht hälten, wo wir ſtille unſeres 
geiſtlichen Amtes hätten warten ſollen. Aber unſere 
Schmach iſt unſer Ruhm! Hoheit! Wir wiſſen es, daß 
das Evangelium von Jeſu Chriſto für Jedermann der 
einzige Grund des Heils und der Seligkeit iſt, und wir 
dürfen getroſt unſere Gemeinden zu Zeugen aufrufen, 
daß es uns ernſtlich angelegen hat, ſie auf dieſem ewigen 
Grunde zu erbauen. Aber wir wiſſen es auch, daß das 
Evangelium eine Kraft Gottes iſt, welche das ganze 
Leben nach allen Seiten hin cee und heiligen 
und denen, die daran glauben, zu allen Lebensfragen 
und Verhältniffen die rechte gottgefällige Stellung geben 
muß. Darum würden wir unſeres geiſtlichen Amtes 
nicht recht gewartet und Chriſtum nicht recht gepredigt 
haben, wenn wir unſere Gemeinden in den eenſten fitt- 
lichen Fragen, welche die politiſchen Verhältniſſe unſeres 
Vaterlandes in den letzten Jahren an ſie herangebracht 
haben, ohne Unterweifung und Berathung aus dem 
Worte Gottes hätten laſſen wollen. Hoheit! Es hat ja 
ſonſt den Anſchein gewonnen, als ob in unſeren Tagen 
Viele und noch dazu oft die Einflußreichſten meinten, 
daß man in der Politik ſich um göttliches und menſch⸗ 
liches Recht nicht zu kümmern brauche, ſondern Selbſt⸗ 
ſucht und Lüge ungefährdet könne walten laſſen. Dem 
gegenüber glauben wir Geiſtlichen von Gott den beſon⸗ 
dern Beruf empfangen zu haben, mit Wort und That 
in ſchweren Tagen Zeugniß davon abzulegen, daß auch 
in öffentlichen Angelegenheiten nur Gewiſſenhaftigkeit 
und Treue gelten dürfen, daß ein Chriſt auch ein guter 
Bürger fein und, wenn es gilt, ehrlich für ſein Vater⸗ 
land einſtehen müſſe. Und dieſes unſer Zeugniß hat 
unter dem Segen Gottes allerlei gute Früchte in unſe⸗ 
rem Lande zeitigen helfen. Mit dankbarer Freude dür⸗ 
fen wir es ausſprechen: Ew. Hoheit finden ein Land 
vor, in welchem noch die Gemeinden ſich mit Vertrauen 
um ihre Prediger ſchaaren, da man noch Herz und Sinn 
hat für Wahrheit und Recht, und wo ein frommes Volk 
inmitten der großen Erregtheit der letzten Wochen die 
Freude ſeines Herzens aller Orten im Lobe und Dank 
gegen Gott hat laut werden laſſen. 

Wir freuen uns, daß wir aus vollem Herzen in 
dies Danken und Loben haben einſtimmen können. Zwar 
wiſſen wir es wohl, das wir noch nicht am Ziele, ſondern 
exit am Anfange eines Weges ſtehen, der für Ew. Hoheit 
und für unſer Land durch ſchwere Kämpfe hindurchführen 
kann, und daß villeicht viele Trauer und Thränen der 
Preis ſein werden, um welchen des Landes Recht und 
Wohlfahrt, um welchen Freiheit und Friede erkauft werden 
müſſen. Wenn wir blos auf die Lage der Welt oder 
auf den Rath der Mächtigen ſehen, fo müßte uns bange 
werden! Aber über den Großmächten der Erde thront 
der allmächtige Gott und wir vertrauen darauf, daß 
unſere Sache ſeine Sache iſt. Hat es ſich doch in dieſer 
Landesſache von Anfang her, nicht blos um irdiſche, 
ſondern um die ewigen Güter ſeines göttlichen Reiches 
gehandelt. Wir dürfen Ew. Hoheit nicht erſt daran er⸗ 
innern, wie tief und ſchmerzlich die Landeskirche durch 
den traurigen Ausgang des früheren Kampfes betreffen 
iſt. Eine große Anzahl unſerer ſchleswigſchen Amts⸗ 
brüder hat die Heimath verlaſſen müſſen, als Schleswig 
der däniſchen Gewalt wieder überliefert wurde; die 
Liebe hat hin und her in deutſchen Landen ihnen wohl 
eine Herberge geben, aber nicht das Heimweh nehmen 
können. Und doch iſt dies das Geringſte! Noch in dieſem 
Augenblick laſtet ja auf Schleswig der Bann der Ge⸗ 
waliherrſchaft, welche die heiligſten Güter in Kirchen 
und Schulen angetaſtet und ſich nicht entiehen hat, eine 
Generation für die Danifirung des Landes zu opfern. 
Darum haben wir auch in der ſchwerſten Zeit von dem 
Glauben nicht gelaſſen, daß det Herr, der ewige König, 
ſein Reich nicht ungeſtraft könne anſechten laſſen, ſondern 
daß er darein reden werde, wenn ſeine Stunde ge— 
kommen. Hoheit! Sie ift gekommen, dieſe Stunde! 
Der Herr hat geredet. Wenn wir anſehen, wie die Ge 
ſtalt des Landes ſeit zwei Monate verwandelt iſt, ſo 
müſſen wir bekennen: das iſt vom Herrn geſchehen und 
iſt ein Wunder vor unſern Augen! Das Band, welches 
die Herzogthümer vier Jahrhunderte lang an Dänemark 
gebunden, iſt von ihm gelöſ't, das Land hat in Ew. 
Hoheit einen eignen Fürſten mit Freuden begrüßen 
dürfen. Und weil die Durchfübrung der berechtigten 
Anſprüche Ew. Hobeit vor unſeren Augen der einzige 
Weg iſt, welcher unſerem Lande dauernden Frieden und 
insbeſondere auch der Kirche Schleswigs die erſehnte 
Hülfe bringen kann, jo vertrauen wir um ſo zuverſicht⸗ 
licher, daß der Herr Ew. Hoheit es werde gelingen laſſen. 
Seiner Obhut und Gnade befehlen wir, die hier ver⸗ 
ſammelten Geiſtlichen, Ew. Hoheit, das Land, die Lan⸗ 
deskirche!“ 

Altona, den 15. Jan. fand in Kiel ein Piſtolen⸗ 
duell zwiſchen einem ſächſiſchen Offizier und einem 
ehemaligen Jägerlieutenant und jetzigen Eiſenbahnbe⸗ 
amten ſtatt, wobei erſterer einen Schuß in die Bruſt, 
letzterer eine Streifwunde erhielt, die ihn an ſeinem 
Dienſt nicht behindert. Veranlaſſung ſollen mißlie⸗ 


bige Aeußerungen des Oſſiziers über den künftigen 
Herzog von Schleswig⸗Holſtein geweſen fein. 


Lokales und Propinzielles. 
Danzig, den 21. Januar. 

[Königl. Marine.] Die Schiffsbauten auf 
der Königl. Werft werden nach dem feſtgeſetzten Ar⸗ 
beitsplan geleitet und zwar zur Zeit der Neubau der 
Crovetten Hertha und Meduſa weitergeführt und die 
Corvette Vineta Behufs Indienſtſtellung beim offenen 
Waſſer, aufgetakelt. 

— Vorgeſtern bielt Herr Prediger Roquette 
aus Königsberg im großen Saale des Gewerbehauſes 
zum Beſten des evangeliſchen Johannisſtiftes einen 
Vortrag über das Thema: „Die Kirche der Wüſte 
in Frankreich.“ — Die aufmerkſamen Zuhörer em- 
pfingen aus demſelben ein ergreifendes Bild von dem 
großen Leiden, welche die Reformirten in Frankreich ihres 
Glaubens wegen erlitten. Zugleich aber wurden auch ihr 
Glaubenseifer und ihre Standhaftigkeit in einer erhebenden 
Weiſe hervorgehoben uns gezeigt, wie der Geiſt der Wahr— 
heit u. Ereue über alle Dragonaden ſiegreich hinweg ging. 


Bei der Betrachtung über Rabaut St. Etienne und; 


deſſen Tod (1795) mußte den Zuhörer aber doch 
ein tragiſches Gefühl überſchleichen. Herr Prediger 
Roquette ſchloß denn auch ſeinen Vortrag mit dem 
Ausſpruch, daß das Schickſal der proteftantifchen 
Kirche in Frankreich ein tragiſches geweſen. 

— Unter der Kappe eines Schornſteins auf dem 
Grundſtücke Poggenpfuhl No. 21. brannte geſtern 
Abend um halb 11 Uhr Flugruß und wurde dies 
die Urſache zur Allarmirung der Feuerwehr. 

— Am nächſten Sonnabend ſollen in der Reitbahn 
auf der Pfefferſtadt mehrere Artilleriepferde, die für 
den Militairdienſt nicht mehr tauglich ſind, meiſt⸗ 
bietend verkauft werden. 

— Unter dem Verdacht vorſätzlicher Brandſtiftung 
iſt der Seilermeiſter Hauff zu St. Albrecht 
verhaftet worden. 

— Abermals hat es in unſerer Vorſtadt St. 
Albrecht gebrannt. Das Grundſtück der Wittwe 
Präbuſch ging in Flammen auf; die Bewohner 
deſſelben konnten kaum ihr Leben retten; ihr Mobiliar 
iſt faſt Alles mitverbrannt. 

— Der Staats anwalts⸗Gehülfe Oehlſchlaeger 
in Schwetz iſt zum Staatsanwalt bei dem Kreisgericht 
in Marienwerder ernannt. 

— In Rofenberg ift vor Kurzem eine Frauens⸗ 
perſon wegen Quackſalberei, welche fie in betrüglicher 
Abſicht getrieben, verhaftet worden. 

Königsberg. In der Nacht zum 20. d. M. 
wurde die Feuerwehr nach der Unionsgießerei tele⸗ 
graphirt. Sie fand den Dachſtuhl des Gießhauſes 
in Flammen. Ohne dieſelbe hätte ſehr leicht das 
ganze Etabliſſement in Flammen aufgehen können. 

— Wie wir Hören, ſoll bis zum Jahre 1866 auf 
der ganzen Oſtbahn von Frankfurt bis Eydtkuhnen 
ein zweites Schienengeleiſe gelegt ſein. 


Stettin, 20. Jan. Geſtern Vormittag fand 
man den Ingenieur- Hauptmann K. nebſt Frau und 
Tochter, einem 16 jährigen Mädchen, todt in ihrer 
zu Grünhof belegenen Wohnung. Mutter und Tochter, 
lagen in ſchwarzen Kleidern auf einem, der Ehemann 
in voller Uniform auf dem anderen Bette. Die 
Vergiftung, denn eine ſolche liegt vor, iſt aus freiem 
Willen in Uebereinſtimmung beider Ehegatten geſchehen, 
wie dies aus einem an einen hieſigen Kaufmann K 
gerichteten und von beiden Ehegatten unterſchriebenen, 
auf dem Tiſche vorgefundenen Briefe hervorgeht. 
Das Motiv der That ſcheinen zerrüttete Vermögens- 
Verhältniſſe und bedeutende Wechſelſchulden des Ehe. 
mannes geweſen zu ſein, welche zu bewältigen nicht 
mehr in ſeiner Macht ſtand. (Oder⸗Ztg.) 


Stadt ⸗Theater. 

T Wenn reiche Erfindungsgabe und ſpannende 
Jutrigue die characteriſtiſchen Eigenſchaften Dumasſcher 
Romane ſind, ſo muß man ſich um ſo mehr wundern, 
daß ein geſchickter Bearbeiter aus dem in der be⸗ 
kannten Fülle gebotenen Material nicht im Stande 
geweſen ſein ſollte, ein beſſeres Luſtſpiel hervorzu⸗ 
bringen. „Die Fräulein von St. Cyr“, 
deulſche Bearbeitung eines Dumasſchen Stoffes von 
H. Börnſtein, ſind nicht recht angethan, das In⸗ 
tereffe des Publikums die obligaten fünf Acte hindurch 
rege zu erhalten. Die lebensvolle dramatiſche Unter⸗ 
lage sche und der Dialog if arm an geiftvollen und 
raſchen Wendungen. Er windet ſich wie das weder 
trübe noch klare Waſſer eines mäßiges Fluſſes durch 
alltägliche Gegenden. Dieſem Bilde entſprach denn 
auch mehr oder weniger die Darſtellung, obſchon wir 
zugeſtehen müſſen, daß man allſeitig bemüht war, 
durch Lebendigkeit und ausdrucksvolles Spiel der gün⸗ 
ſtigſten Partien den Mangel an innerem Gehalt zu 


überdecken. 
Hr. v. Karger (Vicomte St. Herrem) leiſteten ihr 
Möglichſtes. Ebenſo Hr. Grauert (Graf Harcourt). 
Hr. Übrich ſchien es für eine Nothwendigkeit zu 
halten den komiſchen Character des Dübouloy etwas 
zu chargiren. Frl. Krüger ſtellte die Charlotte 
von Merian, wenngleich fie nicht auf ihrem eigent⸗ 
lichen Gebiete war, höchſt gewandt dar. Minder 
gilt dieß von Frl. Rottmayer, obgleich dieſelbe 
nicht verfehlte als Louiſe Mauclair an und für ſich 
den angenehmſten Eindruck zu machen. — Die fol- 
gende Zugabe: Zehn Mädchen und kein Mann, 
Suppeis Operette, konnte durch ibre urkomiſche 
wenn auch etwas derbe Wirkung Vielen die vorge— 
rückte Stunde vielleicht vergeſſen machen. Zehn 
Mädchen und kein Mann iſt, ſowohl auf der Bühne 
wie im Leben, auch für unfre Stadt nichts Neues. 
Es läßt ſich indeß durch die Decke einer faft anti- 
Neuberſchen Auffaſſung ſoviel ſcharfe Wahrheit durch⸗ 
führen, daß dies Erzeugniß eine weit höhere Stellung 
einnimmt, als die dem Augenblick dienenden Poſſen, 
und immer wieder gern geſehen wird. Hr. Grauert 
als Vater der zehn Töchter that Wunder um dieſelben 
an den Mann zu bringen. Er hatte, wenn dies 
auch erfolglos blieb, wenigſtens den Troſt, daß das 
Publikum ſeinen Bemühungen den vollſten Beifall 
zollte. Die Leiſtungen des Decimalſyſtems der Töchter 
möchte man nicht minder anerkennen. Wenn's ihnen 
nur etwas hilft. — Auch Hrn. Baade (Paris) und 
Frl. Gerber (Sidonia) möchten wir in unſerem 
Referate nicht ohne lobende Erwähnung übergehen. 

—B:: .... AREAL TETER 


Gerichtszeitung. 
Criminal⸗Gericht zu Danzig. 

[Schlagewuthl. Es giebt Leute, die, wenn 
fie einmal ſich vorgenommen haben, Schläge auszu- 
theilen, gar nicht darnach fragen, wer dieſelbe em⸗ 
pfängt. Sie folgen blindlings ihrer Schlagewuth. 
Zu dieſen Leuten ſcheint der Arbeiter Boritzki zu 
gehören. Am 16. Novbr. v. J. ging er, aus dem 
Raths⸗Weinkeller kommend und einen Topf mit einem 
Inhalt im Werthe von 20 Sgr. tragend, durch die 
Krämergaſſe. Im Gedränge der Menſchen begegnete 
ihm ein Hautboiſt mit einer großen Baßgeige unter 
dem Arme, derſelbe hatte große Eile, um zur rechten 
Zeit in den Ballſaal zu kommen, wo ſeiner ſchon 
die Collegen ſehnlichſt warteten, weil die Tanzmuſik 
beginnen ſollte. — Der Hautboiſt lief mit ſeiner 
Baß in wilder Haft gegen den Topf, welchen Bo— 
ritzki höchſt bedächtig in ſeinen Händen trug. Der 
Topf war im Nu zerſtoßen, der zwanzig Groſchen 
werthe Inhalt lag auf dem Steinpflaſter. Boritzki 
hielt nur noch einen Scherben des Topfes in der 
Hand und ſtand da, als ob ihn der Schlag getroffen. 
Indeſſen kam er wieder bald zur Beſinnung und 
wollte nun den Hautboiſten feſthalten, um Schaden⸗ 
erſatz von ihm zu erlangen. Indeſſen war dieſer, 
ehe er zur Ausführung ſeines Beſchluſſes kam, im 
Gedränge der Menſchen entkommen. Jetzt fing Bo⸗ 
ritzti in dem Maße zu toben und zu raſen an, daß 
er alle Leute in ſeiner Nähe in Schrecken ſetzte. Der 
Droſchkenkutſcher Bartſch, welcher mit ſeiner Droſchke 
in der Nähe bielt, ſuchte ihn zu beruhigen. Boritzki 
wollte aber von keiner Beruhigung etwas wiſſen, 


drohenden Hand hielt, dem Bartſch gegen den Kopf. 


Hautboiſten gelten ſollte, war ein unglaublicher. 
Bartſch mußte in Folge deſſelben in das Lazareth 
gebracht werden, wo er zwölf Tage behufs ſeiner 
Heilung verblieb. Boritzti fand in Folge deſſelben, 
der Körperverletzung angeklagt, feinen Platz auf der 


8 Tagen verurtheilt. 


Schiſfs-Mapport aus Meuſahrwaſſer. 

Wiedergeſegelt am 21. Januar: 
Arneſen, Atterdag, n. Norwegen m. Getreide. 
Nichts in Sicht. Wind: ©. 


Courfe ju Dan am 21. Januar. 
f ! 2 vs Dr. Geld gem. 


London 3 M. . tlr. 6.184 — 6.18 
Hamburg kurz . —. 16518 
Staats⸗Schuldſcheine . F od 881 — 
Weſtpr. Pf.⸗Br. 3) . >» 84 — 838 
do. 4 ee — 94 — 
do. 4%. Gente? 1005 8 


Bahnpreife ſu Danzig am 21. Januar. 
Weizen 125 —131pfd. bunt 57—64 Sgr. 


Roggen 122 —30pfd. 36— 38 Sgr. pr. 125pfd. 
Ervſen weiße Koch- 41—42 12 
do. Futter- 37 — 40 . 
Gerſte kleine 106 —1 14pfd. 30-33 Sgr. 
große 112—120pfd. 22—36 Sgr. 
Hafer 70—80pfd. 21—23 Sgr. a 
Spiritus 123 Thlr. 


Hr. Varena (Herzog von Anjou) und! 


ſondern ſchlug den Topfſcherben, welchen er in feiner 


Der Schlag, welcher eigentlich dem enlkommenen 


Anklagebank und wurde zu einer Gefängnißſtrafe von 


124—134pfd. hellb. 60 68 Sgr. pr. 85pfd. Z. G. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


10 91 342,49 — 2,0 S. mäß. bez. u. Nebel. 
124 341,63 — 1.0 [S. do. do. do. 


Borſen-Perkäufe zu Danzig am 21. Januar. 

Weizen, 80 Laſt, 133pfd. fl. 385, 390, 405; 132. 33pfd. 
fl. 395, 400; 131. 32pfd. fl. 385, 390; 128. 29pfd. 
fl. 370, 380; 126. 27pfd. fl. 351; 131pfd. bezogen 
fl. 365; 130pfd. roth fl. 365; 126. 27 pfd. ſchwarz⸗ 
ſpitzig fl. 300 Alles pr. 85pfd. 

Roggen, 122, 123 pfd. fl. 2173, 127pfd. fl. 222; 128pfd. 
fl. 225 pr. 813 reſp. 125pfd. 

Gerſte, große, 110ofd, fl. 189; 113pfd. fl. 198. 


Durchſchnittspreiſe für Ortreide und Kartoffeln 
in den 13 bedeutendſten Marktſtädten der Provinzen 
Oſt⸗ und Weſtpreußen im Monat December 1863 nach 
einem monatlichen Durchſchnitte in Silbergroſchen und 
Scheffeln angegeben: 


Weizen Roggen Gerſte Hafer Kartoffeln 


ä 57 357 29% 216 1371 

n 
Königsberg 586 35 30pł 227 15 
Memel 617 87,1% 29 21557 140 
Tilſit 57 38 27% 20 11 
Fuſterburg 60 * 20% 20 12 
Braunsberg 50 17 20; 197% % 1048 
Raſtenburg 48 Sir 2618 21 12% 
Neidenburg 60 311 — 5 - 14 
Danzig 61,8 36.9 17 22757 12,5, 
Elbing 60», 34% ss. een 
Conitz — 84 2744 19 1144 
ey: — 1 Sy 28 237 151 

ul! 3 

Thorn 55 38 321) 237 Fee 7 55 


Angekommene Fremde. 
In Engliſchen Hauſe: 
Die Kaufleute Fuchs, Göbel, Sachs und Roſenthal 


a. Berlin; Löwenwald a. Altena; Syhre, Seelig und 
Uhle a. Leipzig. 


Hotel de Berlin: 
Die Kaufleute Rolle a. Burg; Meyer a. Chemnitz; 


Fuhrmann g. Hannorer; Hoffmann, Reuter u. Benade 
a. Berlin. 


Walter's Hotel: 
Rittergutsbeſ. v. Brauneck a. Zellemin. Die Kaufl. 


Langenvach a. Frankfurt a. M.; Elias a. Elberfeld; 
Kumbinski a. Breslau; Jacobſohn a. Berent u. Hau- 
ſchulz a. Marienburg. 
a. Roſchütz. 


Die F aul. Geſchwiſter Retzlaff 


otel zum Kronprinzen: 
Rittergutsbeſ. Hirſchfeld a. Kl. Zaptelken. Die Kauft. 


Bergmann a. Berlin; Mainzer a. Fürth und Bartz a. 


Braunsberg. 
Hotel de Thorn: 
Hauptm. a. D. u. Gutsbeſ. Hevelke n. Gem. aus 
Warczenkow. Pract. Arzt Dr. Feldheim a. Breslau. 
Die Kaufl. Schenk a. Dresden; Nötzel a. Frankfurt a. O. 


— ſ-—ẽ—e de —— 
Stadt- Theater zu Danzig. 
Freitag, den 22. Januar. (4. Abonnement No. 15.) 
Am Geburtstage Leſſing's. Emilie Galotti. 
Trauerſpiel in 5 Akten von G. E. Leſſing. 
— —Miœt . — 


CONCERT. 


Freitag, den 22. d., 
im großen Saale 


des Gewerbehauſes, 
Abends 7 Uhr, 


unter gefälliger Mitwirkung des Herrn Pianiſten 
Mäklenburg, ſowie geehrter Mitglieder des Sänger⸗ 
Bundes und der durch Mitglieder des Inſtrumental⸗ 
Muſik⸗Vereins bedeutend verſtärkten Kapelle des 3. Oſtpr, 
Grenadier⸗Regts. No. 4, unter Leitung ihres Dirigenten 

Herrn Kapellmeiſter Buchholz. 
Programme, ſowie Familien-⸗Billete 3 Stück 
1 Thle., und einzelne Billete a 15 Sgr. find in der 
Buch⸗ und Mufifalien-Handlung des Herrn Ziemſſen, 
in den Conditoreien der Herren Sebaſtiani und 
Grentzenberg und bei den Kaufleuten Herren 

Durand und Drewitz zu haben. 
Abends an der Kaſſe à Billet 20 Sgr. 
L 
Zürn, 


Acceſſiſt der Königl. Hofkapelle zu Berlin. 


Die Jugend⸗Biblioth 


von J. L. Preuss, Portechaiſengaſſe 3, ladet zun 
billigſten Abonnement ein. 


a hat ſich mein Mann verlaufen, ſchon fell 
6 Wochen, Finder kann ihn als Eigenthunt 
betrachten. Auguſte Horn, verw. Ley, 
geb. Bahr. 


Berautwortliche Redaktion, Druck und Verlag von Edwin Groening in Danzig. 


